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Drucksache 7/ 2807 
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Sachgebiet 621 


Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung über die Kosten der 
Erfüllung der Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonenschäden 
— Drucksache 7/1950 — 

A. Problem 

Nach § 4 des Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes hat der zuständige Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen in den 
Jahren 1972, 1974 und 1976 jeweils zum 1. April dem Deutschen 
Bundestag zu berichten, wie hoch die Kosten der Erfüllung der 
Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonenschäden (§ 15 a 
des Lastenausgleichsgesetzes) nach den bisherigen Ergebnissen 
anzusetzen sind. 


B. Lösung 

Berichterstattung des Bundesministers des Innern für das Stich- 
jahr 1974 mit dem Ergebnis, daß die Gesamtkosten der Haupt- 
entschädigung für Zonenschäden auf rund 4,5 Mrd. DM zu 
schätzen sind. Nach den neuesten Gesamtschätzungen der Aus- 
gleichsverwaltung wird sich dieser Betrag noch etwas erhöhen. 
In dem Entwurf eines 28. ÄndG LAG ist die Streichung der 
Berichtspflicht für das Stichjahr 1976 vorgesehen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Berichterstattung erwachsen keine Kosten. 
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A. Bericht der Abgeordneten Freiherr von Fircks und Dr. Schäfer (Tübingen) 


I. Allgemeines 

Der Bericht des Bundesministers des Innern wurde 
mit Datum vom 29. März 1974 dem Deutschen Bun- 
destag zugeleitet und von diesem in der 101. Sitzung 
am 20. Mai 1974 ohne Aussprache an den Innenaus- 
schuß überwiesen. Der Innenausschuß hat seine 
Beratungen in seiner Sitzung am 13. November 1974 
abgeschlossen. 

IL Grundsätzlidies 

Mit dem Einundzwanzigsten Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes (21. ÄndG LAG) vom 
18. August 1969 (BGBl. I S. 1232) wurde erstmals 
eine — unter sozialen Gesichtspunkten beschränkte 
— Entschädigungsregelung für Zonenschäden einge- 
führt. In § 4 dieses Gesetzes ist vorgesehen, daß 
der zuständige Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen in den Jahren 
1972, 1974 und 1976 jeweils zum 1. April berichten 
soll, wie hoch die Kosten der Erfüllung der An- 
sprüche auf Hauptentschädigung für Zonenschäden 
(§ 15 a des Lastenausgleichsgesetzes) nach den bis- 
herigen Ergebnissen anzusetzen sind. Diese Berichte 
sollen dem Deutschen Bundestag in erster Linie 
erkennbar machen, in welchem Umfang die für die 
Durchführung dieses Gesetzes verfügbaren Mittel 
von 2,6 Mrd. DM in Anspruch genommen werden 
und inwieweit gegebenenfalls eine Aufhebung der 
einschränkenden Bestimmungen des Gesetzes mög- 
lich wird. 

Mit dem Dreiundzwanzigsten Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Oktober 
1970 (BGBl. I S. 1870) wurden die unter sozialen 
Gesichtspunkten festgelegten Beschränkungen auf- 
gehoben und der geschätzte Finanzaufwand nicht nur 
voll ausgeschöpft, sondern sogar überschritten. Dies 
wurde in dem Bericht des Bundesministers des 
Innern für das Stichjahr 1972 (Drucksache VI/3300) 
bestätigt. 


Bonn, den 13. November 1974 

Freiherr von Fircks Dr. Schäfer (Tübingen) 

Berichterstatter 


Der nunmehr vorliegende zweite Bericht des Bun- 
desministers des Innern für das Stichjahr 1974, 
dem bereits tatsächliche und nicht nur geschätzte 
Ergebnisse der fortschreitenden Schadensfeststellung 
zugrunde gelegt werden konnten, setzt die Gesamt- 
kosten mit rd. 3,2 Mrd. DM an. 

Der Entwurf eines Achtundzwanzigsten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes — 28. ÄndG 
LAG — (Drucksache 7/2516) sieht weitere Verbesse- 
rungen der Entschädigungsregelung für Zonenge- 
schädigte, insbesondere die Gewährung des Entwur- 
zelungszuschlags und die Frühverzinsung der Ent- 
schädigungsansprüche vor. Hiermit würden sich die 
Gesamtkosten der Hauptentschädigung für Zonen- 
schäden nochmals um etwa 1,3 Mrd. DM auf rd. 
4,5 Mrd. DM erhöhen. Dieser Betrag erhöht sich 
jedoch noch weiterhin, da nach der letzten Gesamt- 
schätzung der Ausgleichsverwaltung (Beilage zum 
Amtlichen Mitteilungsblatt des Bundesausgleichs- 
amtes Nr. 8 vom 14. Oktober 1974) der zu verzin- 
sende Grundbetraganteil statt mit 2,45 Mrd. DM 
nunmehr mit 2,80 Mrd. DM anzusetzen ist und die 
sich aus dem Entwurf eines 28. ÄndG LAG ergeben- 
den Mehrkosten nicht wie im Bericht des Bundesmi- 
nisters des Innern angegeben auf 1,3 Mrd. DM, son- 
dern auf 1,663 Mrd. DM geschätzt werden. Aber 
auch dieses Schätzungsergebnis enthält weitere Un- 
sicherheitsfaktoren insofern, als sich einmal der eine 
steigende Tendenz aufweisende Durchschnittsgrund- 
betrag möglicherweise noch erhöhen wird und zum 
anderen noch nicht abzusehen ist, ob in Zukunft noch 
Wegnahmen im Schadensgebiet zu berücksichtigen 
sein werden. 

Mit der in dem Entwurf eines Achtundzwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Drucksache 7/2516) vorgeschlagenen abschließenden 
Entschädigungsregelung für Zonenschäden ist die 
Berichterstattung von ihrer Zielsetzung her überholt. 
In dem Gesetzentwurf ist deshalb die Streichung der 
Berichtspflicht vorgesehen. 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bericht — Drucksache 7/1950 — wird zur Kenntnis genommen. 


Bonn, den 13, November 1974 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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